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Rechtssatz 

Nach § 3 Abs. 2 UVPG 2000 sind die Auswirkungen der zu kumulierenden Vorhaben auf die Umwelt zu 
beurteilen und nicht bloß die mögliche Beeinträchtigung des Schutzzweckes, für den das schutzwürdige Gebiet 
festgelegt wurde (vgl. dazu § 3 Abs. 4 UVPG 2000). Bezogen auf den Beschwerdefall bedeutet dies, dass nicht 
nur die PM10-Immissionen der zu kumulierenden Feuerungsanlagen, sondern alle von diesen Anlagen 
verursachten Immissionen, die zu erheblichen negativen Umweltauswirkungen führen können, in die 
Einzelfallprüfung einzubeziehen sind. In diesem Zusammenhang ist es nicht erforderlich, dass sämtliche 
Komponenten, die zu den besagten Umweltauswirkungen führen, von den zu kumulierenden Vorhaben selbst 
stammen müssen, zumal in § 1 Abs. 1 UVPG 2000 ausdrücklich klargestellt wird, dass die UVP die 
unmittelbaren und auch die mittelbaren Auswirkungen umfasst und kein Anhaltspunkt dafür besteht, dass der 
Gesetzgeber bei der Regelung des Verfahrens zur Feststellung, ob für ein bestimmtes Vorhaben eine UVP-
Pflicht besteht, von einem anderen Begriffsverständnis ausging. Die Behörde hätte daher insbesondere auch zu 
prüfen gehabt, ob auf Grund der NOx-Emissionen der zu kumulierenden Feuerungsanlagen nach den Kriterien 
des § 3 Abs. 4 Z 1 bis 3 UVPG 2000 mit erheblichen schädlichen, belästigenden oder belastenden Auswirkungen 
auf die Umwelt zu rechnen ist. 


